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4.    Der Konsumkreditvertrag  
 

4.1.     Zielsetzung des Konsumkreditgesetzes 
 

Das Konsumkreditgesetz dient dem Konsumentenschutz. Es sollen jene Konsumentinnen und 
Konsumenten geschützt werden, die nicht in der Lage sind, ihre wirtschaftliche Situation richtig 
einzuschätzen, bzw. die der Versuchung nicht widerstehen können, einen für sie ruinösen Kon-
sumkredit aufzunehmen. Dieses Ziel soll vor allem durch eine Kreditfähigkeitsprüfung  erreicht 
werden. Verstösst die Kreditgeberin in schwerwiegender Weise gegen diese Prüfungspflicht, ver-
liert sie ihren Anspruch auf Rückzahlung der von ihr gewährten Kreditsumme samt  Zinsen 
und Kosten. Die Kreditgeberin muss in der Werbung darauf hinweisen, dass es ihr verboten ist, 
Kredite zu gewähren, die zu einer Überschuldung führen (Art. 36 KKG in Verb. mit Art. 3 lit. n 
Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG)), und wer gewerbsmässig Kredite ver-
mittelt oder vergibt, benötigt eine kantonale Bewilligung (Art. 39 KKG). 
 
Für Konsumkredite darf nicht aggressiv Werbung betrieben werden. Wer vorsätzlich gegen die-
ses Verbot verstösst, wird mit Busse bis zu 100‘000 Franken bestraft (Art. 36a und 36b KKG). 

 
 
 

4.2.    Der Geltungsbereich 
 

Das Konsumkreditgesetz findet auf alle Formen gewerblicher Kreditvergabe an Konsumentin-
nen und Konsumenten Anwendung. Gemäss Art. 1 KKG liegt ein Konsumkreditvertrag dann vor, 
wenn eine kreditgebende Person (Kreditgeberin) einer Konsumentin oder einem Konsumenten 
einen Kredit in Form eines Zahlungsaufschubs, eines Darlehens oder einer ähnlichen Finanzie-
rungshilfe gewährt oder zu gewähren verspricht.  
 

Als Kreditgeberin gelten natürliche oder juristische Personen, die gewerbsmässig Kredite ge-
währen (Art. 2 KKG). Als Konsumentin oder Konsument gelten natürliche Personen, welche den 
Kredit für private und nicht für berufliche oder gewerbliche Zwecke verwenden (Art. 3 KKG). 

 
Das Konsumkreditgesetz erklärt ausdrücklich folgende Verträge zu Konsumkreditverträgen: 
 

⚫ Leasingverträge über bewegliche Sachen, die dem privaten Gebrauch des Leasingneh-
mers dienen, sofern bei vorzeitiger Vertragsauflösung die Leasingraten neu berechnet 
und erhöht werden.   

  
 Der Leasinggeber kann somit die Unterstellung eines Leasingvertrages unter das Konsum-

kreditgesetz dadurch verhindern, dass er von Anfang an die Höhe der Leasingraten so fest-
legt, dass er bei vorzeitiger Vertragsauflösung auf eine rückwirkende Erhöhung der Leasingge-
bühr verzichten kann. Um dieses Ziel zu erreichen, kann er z.B. eine hohe erste Leasingrate 
oder eine Grundgebühr verlangen. Nach Ansicht des Gesetzgebers benötigt der Leasingneh-
mer keinen besonderen Konsumentenschutz, wenn er bei vorzeitiger Rückgabe der Leasings-
ache keine Nachzahlung leisten muss. 

  
 In der Regel fallen Autoleasingverträge unter das Konsumkreditgesetz. Denn wird ein Auto 

vor Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer zurückgegeben, muss die Abschreibung auf Grund 
der kürzeren Laufzeit neu berechnet werden, was regelmässig eine Nachzahlung zur Folge hat. 

Merke: 
 

Weil das Konsumkreditgesetz dem Konsumentenschutz dient, gilt es ausschliesslich für Ver-
träge mit natürlichen Personen, die zu nicht gewerblichen Zwecken Geld aufnehmen bzw. 
Sachen oder Dienstleistungen auf Kredit beanspruchen. 
 
Nimmt eine juristische Personen einen Kredit auf oder beansprucht eine natürliche Person 
den Kredit zu gewerblichen oder zu beruflichen Zwecken, so fallen diese Verträge nicht 
unter das Konsumkreditgesetz. Sie unterstehen dem Obligationenrecht, insbesondere den 
Vorschriften über das Darlehen (Art. 312 ff. OR). 
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⚫ Kredit- und Kundenkarten sowie Überziehungskredite, wenn sie mit einer Kreditoption, 
d.h. wenn der in Rechnung gestellte Betrag in Raten beglichen werden kann.  

 
⚫ Konsumkredite, d.h. Barkredite an Privatpersonen mit einer Kreditsumme zwischen 500 

und 80'000 Franken. 
 
Gemäss ausdrücklicher Vorschrift findet das Konsumkreditgesetz u.a. auf folgende Konsumkredite 
keine Anwendung (vgl. Art. 7 KKG): 

 

 auf Kreditverträge, die grundpfandgesichert sind; 
  
 auf Kreditverträge, nach denen die Konsumentin oder der Konsument den Kredit innert höchs-

tens drei Monaten zurückzahlen muss; 
  

 auf Kreditverträge, die durch hinterlegte bankübliche Sicherheiten oder durch ausreichende 
Vermögenswerte, welche die Konsumentin oder der Konsument bei der Kreditgeberin hält, ge-
deckt sind. 

 
Ist die Konsumentin oder der Konsument minderjährig, so bedarf der Konsumkreditvertrag zu 
seiner Gültigkeit der schriftlichen Zustimmung der gesetzlichen Vertreterin oder des gesetz-
lichen Vertreters (Art. 13 KKG).  
 
 
 

4.3.     Form und Inhalt des Vertrages 
 

Konsumkreditverträge müssen schriftlich abgeschlossen werden und müssen diverse Pflichtan-
gaben enthalten ( qualifizierte Schriftform). Das Gesetz unterscheidet dabei zwischen Barkre-
diten (Art. 9 KKG), Krediten, die der Finanzierung von Waren oder Dienstleistungen dienen (Art. 
10 KKG), Leasingverträgen (Art. 11 KKG) und Überziehungskrediten (Art. 12 KKG). 
 
Die schriftlich abzuschliessenden Verträge müssen unter anderem folgende Angaben enthalten: 
 
 Barkredite (Art. 9 KKG) 
  
  den Nettobetrag des Kredits; 

   
  den effektiven Jahreszins; 

   
  die Rückzahlungsmodalitäten, insbesondere den Betrag, die Anzahl und die zeitlichen Ab-

stände oder den Zeitpunkt der Zahlungen; 

   
  das Widerrufsrecht und die Widerrufsfrist; 

   
  den pfändbaren Teil des Einkommens, welcher der Kreditfähigkeitsprüfung zu Grunde ge-

legt worden ist. 
 

 
 Leasingverträge (Art. 11 KKG) 
  
  die Beschreibung der Leasingsache und ihren Barkaufpreis im Zeitpunkt des Vertragsschlusses; 

   
  die Anzahl, die Höhe und die Fälligkeit der Leasingraten; 

   
  den Hinweis auf die allfällig verlangte Versicherung und, falls die Wahl des Versicherers nicht dem 

Leasingnehmer überlassen ist, die Versicherungskosten; 

   
  den effektiven Jahreszins; 

   
  den Hinweis auf das Widerrufsrecht und die Widerrufsfrist; 

   
  eine nach anerkannten Grundsätzen erstellte Tabelle, aus der hervorgeht, was der Leasingnehmer 

bei einer vorzeitigen Beendigung des Leasingvertrages zusätzlich zu den bereits entrichteten 
Leasingraten zu bezahlen hat und welchen Restwert die Leasingsache zu diesem Zeitpunkt hat; 

   
  die Elemente, die der Kreditfähigkeitsprüfung zu Grunde gelegt worden sind. 



1. Teil:  Die einzelnen Vertragsverhältnisse des OR Verträge auf Gebrauchsüberlassung 

 

 3 

 Überziehungskredite auf laufendem Konto oder Kredit- und Kundenkartenkonto mit 
Kreditoption (Art. 12 KKG) 

  
  die Höchstgrenze des Kreditbetrags; 

   
  den Jahreszins und die bei Vertragsabschluss in Rechnung gestellten Kosten sowie die Bedin-

gungen, unter denen diese geändert werden können; 

   
  die Elemente, die der Kreditfähigkeitsprüfung zu Grunde gelegt worden sind.  

 

 
4.4.     Nichtigkeit 

 

Wird gegen die Formvorschriften verstossen, bewirkt das die Nichtigkeit des Konsumkredits (Art. 
15 Abs. 1 KKG). 
 

Ist der Konsumkreditvertrag nichtig, führt das zum Totalverlust des Zinses. D.h. die Konsu-
mentin oder der Konsument muss die bereits empfangene oder beanspruchte Kreditsumme inner-
halb der abgemachten Kreditdauer zurückzahlen, schuldet aber weder Zinsen noch Kosten, 
somit verfügen sie praktisch über einen zinslosen Kredit (Art. 15 Abs. 2 KKG). 
 

Bei einem Leasingvertrag hat die Konsumentin oder der Konsument den Gegenstand zurück-
zugeben und die Raten zu zahlen, die bis zu diesem Zeitpunkt geschuldet sind. Ein damit nicht 
abgedeckter Wertverlust geht zu Lasten der Leasinggeberin (Art. 15 Abs. 4 KKG). Diese Rechts-
folge tritt namentlich dann ein, wenn der Leasingvertrag keine „nach anerkannten Grundsätzen 
erstellte Tabelle“ enthält, aus der hervorgeht, was der Leasingnehmer bei einer vorzeitigen Be-
endigung des Leasingvertrages zusätzlich zu den bereits geleisteten Leasingraten zu zahlen hat, 
und welchen Restwert die Leasingsache zu diesem Zeitpunkt hat, wie das Art. 11 Abs. 2. lit. g 
KKG verlangt 1.  
 
 

4.5.     Die Kreditfähigkeit 
 

Jeder Kreditgewährung muss eine Kreditfähigkeitsprüfung vorausgehen. Damit soll vermieden 
werden, dass ein Konsumkredit zur Überschuldung der Kreditnehmenden und deren Familien führt 
(Art. 22 KKG).  
 

Die Kreditfähigkeit ist gegeben, wenn der gewünschte Konsumkredit innerhalb von 36 Monaten 
mit dem Einkommen zurückbezahlt werden kann, das über dem nicht pfändbaren Teil des Ein-
kommens gemäss Art. 93 SchKG liegt (Art. 28 Abs. 4 KKG). D.h. mit dem Einkommen, das über 
dem Existenzminimum liegt, muss der Konsumkredit innerhalb von 36 Monaten theoretisch zu-
rückbezahlt werden können, selbst wenn vertraglich eine längere Laufzeit vereinbart worden ist. 
Bei der Berechnung des Existenzminimums müssen der tatsächlich geschuldete Mietzins und die 

Steuern, die gemäss Quellensteuertabelle geschuldet wären 2, berücksichtigt werden (Art. 28 Abs. 
3 lit. b KKG).  

 
1 „Anerkannte Grundsätze“ bedeutet dabei insbesondere, dass die Leasingzinsnachforderungen, entspre-

chend der degressiven Fahrzeugentwertung während der Vertragsdauer, mit zunehmender Vertragsdauer 

laufend abnehmen müssen. Ist das nicht der Fall, verlangt die Leasinggesellschaft mehr als notwendig wäre, 

um die Differenz zwischen der tatsächlichen Fahrzeugentwertung während der verkürzten Vertragsdauer 

und den in dieser Zeit geleisteten Zahlungen zu decken. Verlangt die Leasinggesellschaft mehr als diesen 

Wertausgleich, verliert sie den Nachzahlungsanspruch ganz und nicht nur den Anspruch auf den ungerecht-

fertigten Teil (vgl. dazu Urteil 4A_404/2008. Im Fall eines Lexus SC 430, der für 48 Monate geleast und 

bereits nach 12 Monaten zurückgegeben wurde, musste die Leasinggesellschaft auf die ganze Nachzahlung 

von Fr. 35'000.-- verzichten, weil gemäss der Tabelle in den allgemeinen Geschäftsbedingungen der Lea-

singnehmer bei vorzeitiger Vertragsauflösung ab dem 19. Monat bis zum 47. Monat mehr hätte nachzahlen 

müssen, als notwendig gewesen wäre, um die Lücke zwischen tatsächlicher Wertverminderung und den in 

dieser Zeit tatsächlich bezahlten Leasingraten zu schliessen.   

 

2 Hier wird die fiktive monatliche Quellensteuer berücksichtigt, die der jeweilige Kanton von ausländischen 
Arbeitnehmern ohne Niederlassungsbewilligung C erhebt, obwohl die Antragsteller in aller Regel nicht der 
Quellensteuerpflicht unterstehen, sondern aufgrund ihrer Steuererklärung eingeschätzt werden. 
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 Kreditfähigkeitsprüfung eines verheirateten Antragsstellers, wohnhaft im Kanton Zürich: 
    
 Einkommen   
    
  Bruttolohn inkl. Kinderzulagen 6‘950.-- 
  Nebeneinkünfte 0.-- 
    
 Aufwendungen  

(gemäss Richtlinien der Verwaltungskommission des Obergerichts des Kantons 

Zürich vom 16. September 2009 für die Berechnung des betreibungsrechtlichen 

Existenzminimums) 

 

    
  Grundbeträge   
  Grundbetrag für ein Ehepaar in Haushaltgemeinschaft - 1'700.-- 
  Unterhalt für 1 Kind über 10 bis 18 Jahre - 600.-- 
    
  Zuschläge zum monatlichen Grundbetrag  
  Miete inkl. Nebenkosten - 1'580.-- 
  Sozialbeiträge AHV/IV/EO/AlV, UVG, Pensionskasse 13,3% - 924.-- 
  Krankenkasse (Grundversicherung) - 680.-- 
  Hausrat- und Haftpflichtversicherungen -  54.-- 
  Unterstützungs- und Unterhaltsbeiträge (Alimente etc.) - 0.-- 
  Fahrten zum Arbeitsplatz (öffentlicher Verkehr) - 80.-- 
  Auslagen für auswärtige Verpflegung - 100.-- 
  Erhöhter Nahrungsbedarf bei Schwerarbeit - 0.-- 
  Auslagen für überdurchschnittlichen Kleider- und Wäscheverbrauch - 0.-- 
  Zusätzliche Auslagen für Kinder (Schulgeld, Schulmaterial etc.) - 0.-- 
  Quellensteuer  - 392.-- 
    
 Existenzminimum mit Quellensteuer 840.-- 
  Bestehende Kreditverträge (Informationsstelle für Konsumkredite) - 0.-- 
  Bestehende Leasingverträge (Informationsstelle für Konsumkredite) - 0.-- 
    
 Haushaltetat mit aktuellen Verpflichtungen (Kreditfähigkeitssaldo) 840.-- 

  
 Bei einem angenommen Kreditzinssatz von 9% p.a. könnte dieser Antragsteller einen Kon-

sumkredit von rund Fr. 26‘500.-- aufnehmen. Einen Kredit in dieser Höhe kann er mit seinem 
Einkommen innerhalb von 36 Monaten samt Zinsen und Kosten zurückzahlen.   

 

Das Konsumkreditgesetz enthält keine Laufzeitbeschränkung und kein Verbot von Zweit- oder 
Drittkrediten. Die Laufzeit des Konsumkredits kann beliebig lange vereinbart werden und es kön-
nen mehrere Kredite nebeneinander laufen. Entscheidend ist einzig, dass der Konsument oder die 
Konsumentin theoretisch in der Lage ist, mit dem frei verfügbaren Einkommen die laufenden   
Kredite innerhalb von 36 Monaten zurückzuzahlen.  
 
Bei Leasingverträgen ist die Kreditfähigkeit gegeben, wenn die Leasingraten mit dem Einkom-
men, das über dem Existenzminimum liegt, bezahlt werden können oder wenn Vermögenswerte, 
die dem Leasingnehmer gehören, die Zahlung der Leasingraten sicherstellen (Art. 29 KKG). Die 
„36-Monate-Regel“ gilt hier nicht. Beim Leasingvertrag kann somit der Kredit erhöht werden, indem 
einfach eine längere Laufzeit abgemacht wird.  
 

Ein gewährter Konsumkredit oder ein abgeschlossener Leasingvertrag ist der Informationsstelle 
für Konsumkredit zu melden (Art. 25 und 26 KKG). Das Gleiche gilt, wenn der Konsumkredit- 
oder Leasingnehmer mit Ratenzahlungen in Rückstand gerät oder wenn er bei Kredit- und Kun-
denkarten dreimal hintereinander von der Kreditoption Gebrauch macht (Art. 25 ff. KKG).  
 

Den Kreditgebern blieb es überlassen, die Informationsstelle für Konsumkredit einzurichten. Die 
Kreditgeber haben auf den 1. Januar 2003 die als Verein gemäss Art. 60 ff. ZGB konstituierte 
Informationsstelle für Konsumkredit IKO gegründet.    
 

Bei der Kreditfähigkeitsprüfung darf sich die Kreditgeberin auf die Angaben der Konsumentin 
oder des Konsumenten verlassen, die diese zu ihrem Einkommen und zu ihren finanziellen Ver-
pflichtungen machen (Art. 31 Abs. 1 KKG). Die Kreditgeberin hat ihre Prüfungspflicht erfüllt, wenn 
sie sich bei der Informationsstelle für Konsumkredit über bestehende Kredite erkundigt und auf 
Grund der Angaben des Kreditnehmers zum Schluss kommt, dass die Kreditfähigkeit gegeben ist. 
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Die Kreditgeberin hat keine eigenen Nachforschungen anzustellen. Das gilt dann nicht, wenn die 
Angaben des Kreditnehmers offensichtlich unrichtig sind oder denjenigen der Informationsstelle 
für Konsumkredit widersprechen. Drängen sich Zweifel an den Angaben des Kreditnehmers auf, 
muss die Kreditgeberin diese Angaben anhand von amtlichen oder privaten Dokumenten, wie des 
Auszugs aus dem Betreibungsregister oder eines Lohnausweises, überprüfen (Art. 31 Abs. 3 
KKG). Die branchenübliche Sorgfalt entscheidet darüber, wann für eine Kreditgeberin die Alarm-
glocken läuten müssten.  
 

Wird gegen die Pflicht zur Prüfung der Kreditfähigkeit in schwerwiegender Weise verstossen, 
so führt das dazu, dass die Kreditgeberin den Anspruch auf die von ihr gewährte Kreditsumme 
samt Zinsen und Kosten verliert, und die Kreditnehmer können die Leistungen, die sie bereits 
erbracht haben nach den Regeln über die ungerechtfertigte Bereicherung zurückfordern (Art. 32 
KKG).  
 

Wird in geringfügiger Weise gegen die Pflicht zur Kreditfähigkeitsprüfung oder gegen die Melde-
pflicht gewährter Kredite oder ausstehender Ratenzahlungen verstossen, so führt das zum Verlust 
des Zinses und der Kosten (Art. 32 Abs. 2 KKG). 
 

 
 
4.6.     Höchstzinssatz 

 

Gemäss Konsumkreditgesetz (KKG) legt der Bundesrat in einer Verordnung den höchstens zu-
lässigen Zinssatz für alle Kredite fest, die unter das KKG fallen.  
 
Gemäss Art. 1 der Verordnung des EJPD über den Höchstzins für Konsumkredite, in Kraft seit     
1. Januar 2021, beträgt der Höchstzinssatz für Barkredite (Art. 9 KKG), Verträge zur Finanzierung 
des Erwerbs von Waren oder Dienstleistungen (Art. 10 KKG) und Leasingverträge (Art. 11 KKG) 
10 Prozent.  
 
Für Überziehungskredite auf laufendem Konto und Kredit- und Kundenkarten mit Kreditoption (Art. 
12 KKG) beträgt der Höchstzinssatz 12 Prozent.  
 
Verlangt ein Kreditgeber mehr als den Höchstzinssatz, führt das zur Nichtigkeit des Konsumkre-
ditvertrages, was, wie in den anderen Fällen der Nichtigkeit, zum Totalverlust des Zinses führt 
(Art. 15 KKG). In diesem Fall muss der Kreditnehmer die empfangene oder beanspruchte Kredit-
summe innerhalb der vertraglich vereinbarten Kreditdauer zurückzahlen, jedoch ohne   Zinsen und 
Kosten, d.h. er verfügt über einen zinslosen Kredit. 

 
 
4.7.     Widerrufsrecht 

 

Jede Kreditaufnahme steht unter dem Vorbehalt, dass der Konsument nicht innert 14 Tagen vom 
Vertrag zurücktritt (Art. 16 KKG), denn die Konsumentin oder der Konsument kann den Antrag 
zum Vertragsabschluss oder die Annahmeerklärung innerhalb von 14 Tagen schriftlich wider-
rufen.  
 
Die Widerrufsfrist beginnt zu laufen, sobald der Kreditnehmer die Kopie des Vertrags erhalten 
hat. Die Frist ist eingehalten, wenn die Widerrufserklärung am letzten Tag der Widerrufsfrist der 
Kreditgeberin oder der Post übergeben wurde (Art. 16 Abs. 2 KKG).  
 
Bei missbräuchlichem Gebrauch oder missbräuchlicher Nutzung der Sache während der Wider-
rufsfrist schuldet die Konsumentin oder der Konsument eine angemessene Entschädigung, die 
sich am Wertverlust der Sache bemisst (Art.16 Abs. 3 KKG). 
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4.8.    Vorzeitiger Rücktritt vom Konsumkreditvertrag 
 

4.8.1.    Durch die Konsumentin oder den Konsumenten 
 

Gemäss Art. 17 KKG kann die Konsumentin oder der Konsument die Pflichten aus dem Konsum-
kreditvertrag vorzeitig erfüllen. Dann besteht ein Anspruch auf Erlass der Zinsen und auf eine 

angemessene Ermässigung der Kosten, die auf die nicht beanspruchte Kreditdauer entfallen.  
 

Der Leasingnehmer kann mit einer Frist von mindestens 30 Tagen auf Ende einer dreimonatigen 
Leasingdauer kündigen (Art.17 Abs. 3 KKG). 
 

Beispiel:   Ein Leasingnehmer hat am 5. Mai einen Leasingvertrag abgeschlossen.  
   Er kann nun jeweils unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 30 Tagen den Lea-

singvertrag auf den 5. August, 5. November, 5. Februar oder 5. Mai kündigen. 
   Teilt er am 17. September des nächsten Jahres dem Leasinggeber mit, er wolle 

den Vertrag auflösen, endigt das Vertragsverhältnis am 5. November.  

 

Steigt der Leasingnehmer jedoch vor Ablauf der Vertragsdauer aus dem Leasingvertrag aus, kann 
die Leasinggeberin die Leasingraten neu berechnen und der verkürzten Vertragsdauer anpassen, 
was beim Autoleasing zu Nachzahlungen von mehreren Tausend Franken führen kann.  
 

 

 
4.8.2.    Durch die Kreditgeberin 

 

Die Kreditgeberin kann vom Vertrag zurücktreten, wenn Teilzahlungen ausstehend sind, die min-
destens 10 Prozent des Nettobetrages des Kredits bzw. des Barzahlungspreises ausmachen (Art. 
18 Abs. 1 KKG).  
 

Der Leasinggeber kann vom Vertrag zurücktreten, wenn Teilzahlungen ausstehend sind, die 
mehr als drei monatlich geschuldete Leasingraten ausmachen (Art. 18 Abs. 2 KKG). 

 
 
 
 
F 1: Sachverhalt: Bei vorzeitiger Vertragsauflösung berechnet eine Leasinggesellschaft anhand der 

folgenden - auszugsweise wiedergegebenen - Tabelle den effektiv geschuldeten Leasingzins bis 
zur Vertragsauflösung. Dabei bedeutet „Faktor in %“ den Prozentsatz vom Barkaufpreis, den der 
Leasingnehmer nach der entsprechenden Laufzeit des Vertrags monatlich effektiv zu zahlen hat.  

  

 Monate Faktor in % Monate Faktor in % Monate Faktor in % 

 3 6.90 12 4.17 30 2.38 

 6 6.40 18 3.22 36 2.13 

 9 5.10 24 2.72 48 1.78 

  

 Berechnen Sie den Betrag, der bei vorzeitiger Vertragsauflösung in folgenden Fällen zu zahlen ist. 
Alle vier Leasingverträge haben eine Laufzeit von 48 Monaten und eine jährliche Km-Leistung von 
15'000 km, ohne Ratenversicherung. 

  
 Auto Barkauf-

preis 
Leasingrate 
pro Monat 

Auflösung 
nach  
Monaten 

Total bezahlter 
Leasingzins 

Zins in % 
nach Ta-
belle 

Geschuldete 
Leasingrate 
pro Monat 

Total ge-
schuldeter 
Leasingzins 

Differenz zu-
lasten des 
Leasingneh-
mers 

  
A 

 
35’900 

 
639.15 

 
3 

     

  
B 

 
48’000 

 
854.35 

 
18 

     

  
C 

 
25’100 

 
478.90 

 
36 

     

  
D 

 
75’000 

 
1'311.65 

 
12 
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Lösung 
 

 F 1: Auto Barkauf-
preis 

Leasingrate 
pro Monat 

Auflösung 
nach  
Monaten 

Total bezahlter 
Leasingzins 

Zins in  
% nach 
Tabelle 

Geschuldete 
Leasingrate 
pro Monat 

Total ge-
schuldeter 
Leasingzins 

Differenz  
zulasten des 
Leasingnehmers 

  

A 
 

35’900 
 

639.15 
 

3 

 

1'917.45 
 

6.90 
 

2'477.10 
 

7'431.30 
 

5'513.85 
  

B 
 

48’000 
 

854.35 
 

18 

 

15'378.30 
 

3.22 
 

1'545.60 
 

27'820.80 
 

12'442.50 
  

C 
 

25’100 
 

478.90 
 

36 

 

17'240.40 
 

2.13 
 

534.63 
 

19'246.68 
 

2'006.28 
  

D 
 

75’000 
 

1'311.65 
 

12 

 

15'739.80 
 

4.17 
 

3'127.50 
 

37'530.-- 
 

21'790.20 

 
 


